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c. 534 § 1 

 

„Parochus […] obligatione tenetur singulis diebus dominicis atque festis in sua dioecesi de prae-
cepto Missam pro populo sibi commisso applicandi; qui vero ab hac celebratione legitime impedia-

tur, iisdem diebus per alium aut aliis diebus per se ipse applicet.“  

„Der Pfarrer ist […] verpflichtet, an allen Sonntagen und in seiner Diözese gebotenen Feiertagen 
eine Messe für das ihm anvertraute Volk zu applizieren; ist er an dieser Zelebration rechtmäßig 

verhindert, so hat er an denselben Tagen durch einen anderen oder an anderen Tagen persönlich 
zu applizieren.“  

 

von Martin Rehak 

 

Im nachstehenden Beitrag wird die Frage aufgeworfen, ob die Applikationsverpflichtung der Pfarrer zu 
einer Missa pro populo – in der deutschen Pfarrpraxis nicht selten als „Pfarrgottesdienst“, „Amt für die 
Pfarrgemeinde“, „Pfarrmesse“, „Eucharistiefeier für die Pfarrgemeinde“, „Messfeier für die Pfarreien-
gemeinschaft“ oder ähnlich bezeichnet – auch während des (faktischen) Verbots öffentlicher Gottes-
dienste aufgrund der Corona-Pandemie bestand und besteht. Dabei wird „Applikation“ üblicherweise 
in etwa dahingehend definiert, dass der Priester jemanden so in die Messfeier einordnet, dass diese 
Person in besonderer Weise als Mitopfernde*r erscheint und/oder an den Gnadenwirkungen des hei-
ligen Opfers teilhat. Im Zuge der Verpflichtung zur Applikation für das Pfarrvolk ist der Pfarrer also 
gehalten, die besagten Gnadenwirkungen dem gesamten Pfarrvolk zuzuteilen. Zum besseren Ver-
ständnis seien dazu im Folgenden zunächst die theologischen Hintergründe des Konzepts der Mess-
Applikation erläutert sowie die Rechtsgeschichte der Applikationspflicht skizziert:  

Theologische Hintergründe 

Es heißt in der Schrift: „Wenn das Weizenkorn nicht in die Erde fällt und stirbt, bleibt es allein; wenn 
es aber stirbt, bringt es reiche Frucht“ (Joh 12,24). Und ein anderes Schriftwort sagt: „Ich bin der Wein-
stock, ihr seid die Reben. Wer in mir bleibt und in wem ich bleibe, der bringt reiche Frucht“ (Joh 15,5). 
Die Fülle neutestamentlicher Schriftstellen, in denen die Frage des Fruchtbringens (vor allem im Blick 
auf die Wirksamkeit der Verkündigung des Evangeliums) reflektiert wird, ließe sich leicht vermehren. 
Mit Blick auf die hier ausgewählten Schriftstellen – die vielleicht nicht zufällig im Evangelium nach Jo-
hannes vor und nach dessen Darstellung des Letzten Abendmahls Jesu (vgl. Joh 13,1–14,31) platziert 
sind – fällt jener nexus mysteriorum auf, wie er für die christliche Glaubenslehre und die katholische 
Theologie eigentümlich ist: Eine offensichtliche Verknüpfung zwischen (1) der Materie des eucharisti-
schen Opfers – Wein vom Weinstock und Brot aus Weizenmehl (vgl. c. 924 CIC) –, (2) dem Opferge-
danken in Verbindung mit dem Tod des Protagonisten, (3) dem Konzept inniger communio zwischen 
dem Herrn und seinen Jünger*innen, sowie (4) dem Gedanken des Fruchtbringens. Es kann daher nicht 
verwundern, dass seit den Anfängen christlicher Theologie eine wechselseitige Deutung des Kreuzes-
todes Jesu und des christlichen Gottesdienstes in Gestalt des vom Herrn gestifteten Gedächtnismahles 
stattgefunden hat. Nach katholischer Glaubenslehre ist die Eucharistiefeier eine Vergegenwärtigung 
des Kreuzesopfers Jesu Christi und damit zugleich ein Opfer des Dankes und Lobes, aber auch ein Bitt-
opfer und ein Opfer der Versöhnung (vgl. zu Letzterem statt anderer Röm 3,25). Die wesentliche 
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Opferhandlung ist dabei die Wandlung – genauer gesagt die Doppelkonsekration von Brot und Wein –, 
mit der die Hingabe Christi „für uns und für die Vielen“ gleichsam aktualisiert, zeichenhaft versinnbild-
licht, und immer wieder neu in das Bewusstsein der feiernden Gemeinde gerückt wird. Dabei ist es 
zwar der Priester, der als sacerdos die dos sacra, die eucharistischen Gaben, als „mein und euer Opfer“ 
darbringt. Die Trägerin des christlichen Gottesdienstes ist jedoch stets die gesamte Gemeinde, wie 
etwa in 1 Kor 14,26 („Wenn ihr zusammenkommt, trägt jeder etwas bei“) unmissverständlich zum Aus-
druck gebracht wird; bei Paulus freilich mit Blick auf immaterielle Beiträge. Bereits im 2. Jh. dürfte sich 
jedoch der Brauch entwickelt haben, dass die Mitfeiernden materielle Gaben zur Eucharistiefeier mit-
brachten, darunter auch (aber nicht nur) das Brot und den Wein für das eucharistische Opfer. Seither 
sind der Ritus der Gabenbereitung, gelegentlich noch erweitert um eine Gabenprozession, sowie die 
zeitgleiche (Geld-)Kollekte ein integrierender Bestandteil der Messe. Auf diese Weise wird die gesamte 
versammelte Gemeinde zu Mit-Opfernden und konstituiert sich mit anderen Worten als Opferge-
meinschaft, was insbesondere auch in der Einleitung zum Gabengebet – zumindest in Form A: „die 
Gaben der Kirche“ und in Form C: „mein und euer Opfer“ – deutlich zum Ausdruck kommt. (Von daher 
wäre es im Weiteren wohl eine Verkürzung, wenn man die Dimensionen von Lob, Dank und Bitte als 
anabatisches Handeln der Gemeinde beschriebe, die Dimension der Versöhnung [bzw. antiquierter 
ausgedrückt: der Sühne] hingegen als katabatisches Handeln Gottes – denn auch die Versöhnung mit 
Gott in der Eucharistiefeier kann als ein aktives Tun des/der Gläubigen, auf den/die die Messe appli-
ziert wird, verstanden werden; freilich ein Tun, das ihm/ihr nur in, mit und durch Christus möglich ist.)  

Seit dem frühen Mittelalter hat sich der Brauch entwickelt, dass Gläubige ihre Opfergaben nicht nur 
während der Eucharistiefeier gegeben haben, sondern auch schon zeitlich vorher (und dann an der 
Messe, für die die Gaben gegeben wurden, vielleicht gar nicht persönlich teilgenommen haben). Mit 
dieser Praxis der zeitlichen Entkoppelung von Opfergabe und persönlicher Teilnahme an der Eucharis-
tiefeier war das Mess-Stipendium (früher auch: Mess-Almosen) geboren. Der/die Almosen- oder Sti-
pendiengeber*in verband mit seiner/ihrer Gabe freilich die Erwartung, dass er/sie trotz körperlicher 
Abwesenheit dennoch als zumindest geistig Mitfeiernde*r angesehen wurde, also der eucharistischen 
Opfergemeinschaft verbunden blieb. Um dies zu ermöglichen, gewann die Intention des Zelebranten 
eine zentrale Bedeutung. Kraft entsprechender Intention des Zelebranten war es möglich, eine kon-
krete Zuordnung von Gabe, Geber*in und Eucharistiefeier auch dann vorzunehmen, wenn der/die Ge-
ber*in bei dieser Feier gar nicht persönlich anwesend war, so dass dank der Intention des Zelebranten 
der/die Geber*in weiterhin als Mit-Opfernde*r dieser einzelnen Feier angesehen werden konnte.  

Insofern die Eucharistiefeier Vergegenwärtigung des Kreuzesopfers Jesu Christi ist, vergegenwärtigt 
sie nun auch dessen Wirkungen; oder bildlich gesprochen, dessen Früchte – nämlich Leben und Heil 
für die Welt (vgl. dazu Hochgebete I und II: „Brot des Lebens“, „Kelch des Heiles“). Durch das „Opfer 
unserer Versöhnung“ (Hochgebet III) wird gleichsam das erlösende Heilshandeln Gottes in Christus, 
welches die allgemeine und abstrakte Ursache für die Heilshoffnung der Gläubigen ist, für die einzel-
nen Gläubigen, die Eucharistie feiern, konkrete Wirklichkeit und entfaltet konkrete Wirksamkeit. Diese 
Zuwendung der Heilstat Gottes am Kreuz in der Eucharistie an die einzelnen Gläubigen wird in der 
theologischen Fachsprache als Applikation bezeichnet – in Anlehnung an ein Diktum des Thomas von 
Aquin, wonach man eine allgemeine Ursache (nur) durch etwas Spezielles so zuwenden (applicare) 
kann, dass hieraus individualisierte Wirkungen für den Einzelnen resultieren (vgl. Thomas Aquinatus, 
Summa Theologie III, q. 52 art. 1 ad 2: „Causa autem universalis applicatur ad singulares effectus per 
aliquid speciale.“). Das Spezielle wäre dann in unserem Zusammenhang – je nach Deutung – entweder 
die Eucharistiefeier an sich oder die Intention des Zelebranten.  

https://www.corpusthomisticum.org/sth4046.html
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In der scholastischen Theologie wurden unterschiedliche Auffassungen in der Frage vertreten, ob der 
Wert einer Eucharistiefeier im Hinblick auf die Wirkungen, die sie gleichsam in den Herzen der Gläu-
bigen erzielen kann; oder anders gesagt: im Hinblick auf die Früchte, die sie hervorbringt und die dann 
potenziell den Gläubigen zugewandt werden können, endlich oder unendlich ist. Während Thomas 
von Aquin und im Anschluss an ihn die von Dominikanern getragene theologische Tradition von der 
unendlichen Größe jeder einzelnen Messopferfrucht ausgingen, hat die Scholastik franziskanischer 
Prägung – mit Bonaventura und Duns Scotus als bekanntesten Protagonisten – eine endliche Größe 
der Frucht, die eine einzelne Messe in der Vergegenwärtigung des unendlich großen Kreuzesopfers 
hervorbringen kann, angenommen. (Zu meiner persönlichen Überzeugung ist die thomistische Theo-
logie in dieser Frage die einzig richtige; jedoch ist die Wirkung, welche die einzelne Eucharistiefeier im 
Herzen des einzelnen Gläubigen erzielen kann, normalerweise endlich und durch die Größe der fides 
und der devotio des/der Einzelnen begrenzt, wie Thomas im Anschluss an die Theologie des Hochge-
bets I betont [vgl. Canon Romanus, Memento I: „Herr, Du kennst ihren Glauben und ihre Hingabe; für 
sie bringen wir dieses Opfer des Lobes dar, und sie selbst opfern es dir für sich und alle, die ihnen 
verbunden sind; für die Erlösung ihrer Seelen und für die Hoffnung auf ihr Heil und ihre Unversehrt-
heit“]). In der Folge hat Duns Scotus die bis ins 20. Jh. hinein intensiv rezipierte Auffassung vertreten, 
dass die Wirkungen oder Früchte, die der Eucharistiefeier als Bitt- und Sühnopfer entspringen, in ganz 
besonderer Weise (specialissime) dem Zelebranten zugutekommen; in mittlerer oder besonderer 
Weise (medio modo vel specialiter) dem/der Geber*in eines Mess-Stipendiums, aber nur in allgemei-
ner Weise (generale) den sonstigen mitfeiernden Gläubigen. Damit war die von der Alten Kirche ge-
schaffene Ausgangssituation geradezu auf den Kopf gestellt, insofern aus dem Sonderfall – Zuwendung 
der Messe (bzw. deren Frucht) an eine*n persönlich Abwesende*n – zumindest im Bewusstsein vieler 
Gläubiger der Regelfall wurde; um von der privilegierten Stellung des Zelebranten ganz zu schweigen.  

Rechtsgeschichte der Applikationspflicht für das Volk 

Es zählt zu den bleibenden Verdiensten des Reformkonzils von Trient (1545–1563) – oder um es noch 
deutlicher zu sagen: dem Verdienst des Kirchenrechts in Gestalt der nachfolgenden, von Trient inspi-
rierten päpstlich-kurialen Gesetzgebung – hier für die katholische Kirche eine Trendwende eingeleitet 
zu haben. Denn das Tridentinum hat in seiner 23. Sitzung mit Blick auf die Pfarrer verkündet, dass 
„durch göttliche Weisung allen, denen die Seelsorge anvertraut ist, geboten ist, ihre Schafe zu kennen 
[und] für sie das Opfer darzubringen“ (vgl. Conc. Tridentinum, sessio 23, decreta super reformatione, 
can. 1 = Alberigo / Wohlmuth [Hg.], Conciliorum Oecumenicorum Decreta, Bd. 3: Konzilien der Neuzeit, 
S. 744). Diese Regelung korrespondiert in gewisser Weise mit der vom selben Konzil bereits in der 
22. Sitzung eingeschärften Sonntagspflicht (vgl. dazu jetzt c. 1247 CIC) der Gläubigen (vgl. Conc. Tri-
dentinum, sessio 22, doctrina et canones de sanctissimo missae sacrificio, cap. 6 = Alberigo / Wohl-
muth [Hg.], COD III, S. 734). Auf dieser Grundlage wurde erstmals in einer Einzelfallentscheidung der 
Konzilskongregation aus dem Jahre 1648 klargestellt, dass für diese Pfarrmesse kein Mess-Stipendium 
angenommen werden dürfe (vgl. SC Conc., Entscheidung vom 08.08.1648, in: Gasparri [Hg.], CIC-Fon-
tes, Bd. 5, S. 308 f. [Nr. 2685]). Damit hat Rom zugleich zu dem seinerzeitigen Fachdiskurs in der Kano-
nistik Stellung bezogen, ob Trient den Pfarrern lediglich die Zelebration für das Volk, oder auch die 
Applikation der zelebrierten Messe für das Volk aufgetragen habe. In der Folge wurden unter Bezug-
nahme auf die genannte Präzedenzentscheidung wiederholt Anfragen von Pfarrern mit dem Ziel, sich 
– unter Verweis auf ihre Armut und die Notwendigkeit, sich über Mess-Stipendien zu finanzieren – der 
sonntäglichen Applikationspflicht zu entziehen, abschlägig beschieden. Von Papst Benedikt XIV. 
(1740–1758) stammt die Enzyklika Cum semper aus dem Jahre 1744, mit der erstmals – allerdings 
räumlich beschränkt auf Italien – eine umfassende kirchenrechtliche Regelung der Applikationspflicht 

https://www.theologie.uni-wuerzburg.de/fileadmin/01040030/2019/KdM__17_Sonntagspflicht.pdf
https://archive.org/details/CICF-Gasparri/D-codicisIurisFontes-Vol.5N.2056-3704-Gasparri/page/n173/mode/2up
https://archive.org/details/CICF-Gasparri/D-codicisIurisFontes-Vol.5N.2056-3704-Gasparri/page/n173/mode/2up
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erfolgte. Auch hier wurde das Thema möglicher Befreiungsgründe äußerst restriktiv gehandhabt. Nur 
im Falle einer wirklichen Notlage gestattete der Papst die Annahme eines Mess-Stipendiums für Sonn-
tagsmessen, dies allerdings geknüpft an die Bedingung, dass der Pfarrer (1) diese gesponsorte Messe 
öffentlich und in der Pfarrkirche feiert und (2) die Verpflichtung zur Applikation einer Messe für das 
Pfarrvolk an einem der darauffolgenden Werktage nachholt. Die vielleicht schon vom Konzil von Trient 
angelegte Koppelung zwischen der Sonn- und Feiertagspflicht der Gläubigen und der Pflicht zur Appli-
kation der Messe für das Volk kam in der Gesetzgebung Benedikts XIV. darin zum Vorschein, dass die 
Applikationspflicht auch für „halbe“ Feiertage galt, an denen die Gläubigen zwar zum Besuch der 
Messe verpflichtet waren, danach aber ihrer Arbeit nachgehen konnten oder mussten. Darüber hin-
ausgehend vertraten die römischen Kongregationen in der Folgezeit dann sogar die Auffassung, dass 
die Applikationspflicht, einmal eingeführt, auch an zwischenzeitlich durch Reform des liturgischen Ka-
lenders „aufgehobenen“ Feiertagen fortgelte, an denen die Gläubigen nicht mehr zum Messbesuch 
verpflichtet waren. Die Logik dieser Regelung bestand darin, dass mit der gesetzlichen Applikations-
pflicht ein Mindestmaß an Mess-Applikationen für das Volk geschaffen und der einmal etablierte Min-
deststandard nicht mehr unterschritten werden sollte; eine höhere Quote der Mess-Applikationen für 
das Volk in Relation zu den Mess-Applikationen nach Meinung des/der Geber*in eines Stipendiums 
war jedoch erwünscht. Mit weiteren Gesetzgebungen der Päpste Pius IX., Leo XIII. und Pius X. erfuhr 
das Recht der Applikationspflicht pro populo dann jene Ausgestaltung, die vom Kodex des kanonischen 
Rechts des Jahres 1917 rezipiert wurde und mit geringen Änderungen auch heute geltendes Recht ist.  

Geltende Rechtslage 

Von daher kann Heribert Hallermann in seiner Monographie „Pfarrei und pfarrliche Seelsorge“ das 
Wesen und den theologisch-pastoralen Sinn der pfarrerlichen Applikationspflicht zutreffend so zusam-
menfassen:  

„Die Applikation der Messe ist ein Willensakt des Zelebranten, durch den er einen Gläubigen oder eine 
Gemeinschaft von Gläubigen so als aktiv Mitfeiernde in die Messfeier einordnet, dass die Betreffenden 
in besondere Weise an den Früchten des heiligen Opfers teilhaben. Weil der Pfarrer kraft seines Amtes 
für den Aufbau und das Wachstum und das immer fruchtbarere Leben der ihm anvertrauten Pfarrei 
verantwortlich ist, ist die Feier der Eucharistie für die ihm anvertraute Gemeinde auf geistlicher Ebene 
der entscheidende Beitrag, um dieser Hirtenverantwortung gerecht zu werden. Die Applikation macht 
einerseits deutlich, dass das Amt des Pfarrers zutiefst ein geistliches Amt ist, und andererseits, dass es 
Christus selber ist, der seine Gemeinde zusammenruft, aufbaut und belebt“ (vgl. a.a.O., S. 319).  

Zur rechtlichen Ausgestaltung der Applikationspflicht gemäß c. 534 CIC kann zusammenfassend gesagt 
werden, dass diese Verpflichtung dem Grundsatz nach eine höchstpersönliche Pflicht ist. Nur aus-
nahmsweise, nämlich im Falle rechtmäßiger Verhinderung (z.B. bei Erkrankung oder Pfarreiabwesen-
heit zwecks Urlaubs, Exerzitien, oder aus dienstlichen Gründen), kann der Pfarrer einen anderen Pries-
ter bitten, stellvertretend für ihn die Applikationsverpflichtung zu erfüllen. Findet der Pfarrer keinen 
derartigen Stellvertreter, so muss er die ausgefallenen Applikationen pro populo später persönlich an 
Werktagen nachholen. Im Übrigen gilt eine analoge Applikationspflicht gemäß c. 540 § 1 CIC auch für 
Pfarradministratoren und gemäß c. 543 § 2 Nr. 2 CIC auch für die bzw. einen der Priester, die als Equipe 
gemäß c. 517 § 1 CIC solidarisch eine Pfarrei leiten. Dagegen nimmt c. 549 CIC den Pfarrvikar ausdrück-
lich von der Applikationspflicht aus; das bedeutet dann übrigens (nach meinem Verständnis), dass ein 
Pfarrer auch im Falle eigener Verhinderung einen ihm als mitwirkenden Priester zugewiesenen Pfarr-
vikar nicht einfach so anweisen kann, ihn im genannten Fall rechtmäßiger Verhinderung zu vertreten. 
(Eine Regelung, die vom pastoralen Standpunkt freilich nur insoweit verständlich und von innerer Be-
rechtigung ist, inwieweit in manchen Teilen der Weltkirche ein Pfarrvikar auch heute noch auf Mess-
Stipendien angewiesen ist, um daraus seinen Lebensunterhalt zu finanzieren.) Und auch der 



5 

priesterliche Moderator, der in vakanten Pfarreien gemäß c. 517 § 2 CIC als Beauftragter des Diöze-
sanbischofs die Ausübung der Hirtensorge durch einen oder mehrere Pfarrbeauftragte (Diakon oder 
Laien) anleitet, ist ausdrücklich von den Pflichten eines Pfarrers und damit von der Applikationsplicht 
gemäß c. 534 CIC befreit.  

Die Annahme eines Mess-Stipendiums für die Messe mit Applikationspflicht pro populo ist (nach wie 
vor) untersagt, was sich (etwas versteckt) aus der Norm des c. 948 CIC ergibt, wonach für verschiedene 
Intentionen auch verschiedene Messen zu feiern sind, was also die Kumulation der Intentionen, die 
Messe für das anvertraute Volk und nach Meinung des/der Stipendiengeber*in zu feiern, ausschließt. 
(Davon zu unterscheiden ist der Brauch, auch im „Amt für die Pfarrgemeinde“ die Namen von Mess-
Stipendiengeber*innen zu nennen, was mit deren ausdrücklicher Genehmigung möglich ist.) Die Ap-
plikationspflicht ist damit zugleich ein Instrument des Gesetzgebers, den Pfarrern immer wieder neu 
vor Augen zu führen, dass das Amt des Pfarrers – anders, als das im Mittelalter und der Neuzeit oft der 
Fall gewesen ist – nicht als ein Wirtschaftsbetrieb aufgefasst werden möge, bei dem aus entsprechen-
den Einnahmen der eigene Lebensunterhalt zu generieren ist. Vielmehr – ohne dass dies gegen jenes 
andere Schriftwort, wonach „der Arbeiter seines Lohnes wert ist“ (vgl. Lk 10,7), ausgespielt werden 
soll – wird damit jenes Schriftwort betont: „Umsonst habt ihr empfangen, umsonst sollt ihr geben“ 
(Mt 10,8). Die Applikationspflicht ist mit anderen Worten – gegen die privatrechtliche, immer an der 
Schwelle zur Simonie lavierende Mess-Stipendienpraxis früherer Jahrhunderte – ein Ausdruck der in-
nerkirchlichen Solidarität und Uneigennützigkeit seitens des zelebrierenden Priesters.  

Unterschiedliche Auffassungen lassen sich wohl in der Frage vertreten, ob (wie vorzugswürdig) die 
Pfarrmesse nicht nur für die lebenden, sondern auch für die verstorbenen Pfarrangehörigen zu appli-
zieren ist; oder nur für die Lebenden. Die Positionierung in dieser Frage ist dann entscheidend für den 
(hoffentlich eher theoretischen) Fall, dass einem Pfarrer sein Pfarrvolk durch welchen Unglücksfall 
oder welche demographische Entwicklung auch immer restlos abhandenkommt. Folgt man der zweit-
genannten Auffassung, so geht mit dem Pfarrvolk allerdings auch die Applikationspflicht unter.  

Befreiung von der Applikationspflicht wegen Corona-Pandemie?  

Mit Blick auf die Gottesdienstverbote der zurückliegenden zwei Monate sei nach den vorstehenden 
Grundlegungen nun die Frage aufgeworfen, ob dies für die betroffenen Pfarrer zu einer Befreiung von 
der Applikationspflicht geführt hat?  

Insoweit ist zunächst kurz die Frage anzureißen, ob – angesichts der Theorie des Tridentinums, wonach 
die Applikationspflicht sich „göttlicher Weisung“ verdanke – eine Befreiung, etwa im Wege einer (still-
schweigenden?) Dispens, überhaupt denkbar ist? Hierzu ist zu sagen, dass diese Qualifikation der Ap-
plikationspflicht seitens Trient sicherlich überzogen war und vom Konzil selbst die Formulierung wohl 
als kirchenpolitisches Vehikel gebraucht wurde, um die Pfarrer überhaupt zur Beachtung der Applika-
tionspflicht (und der im selben Kanon statuierten Residenzpflicht) zu ermutigen. Denn es ist nicht oder 
jedenfalls nicht ohne weiteres eingängig, wie eine Norm dem ius divinum zugehören kann, die ersicht-
lich erstmals im 16. Jh. aufgestellt wurde; die dabei nur die Inhaber eines unstreitig auf dem rein kirch-
lichen Recht beruhenden Amts des Pfarrers betraf (die analoge Applikationspflicht der Bischöfe ist eine 
sekundäre nachtridentinische Entwicklung!); und deren Geltungsumfang durch die Bezugnahme auf 
die gebotenen Feiertage den Änderungen des liturgischen Kalenders unterworfen ist, wobei es über-
dies nicht auf die gesamtkirchlichen, sondern die teilkirchlichen Festsetzungen ankommt.  

Sodann sei darauf hingewiesen, dass es für die jüngere kanonistische Lehrtradition unstreitig war, dass 
die Applikationspflicht dann entfällt, und zwar ersatzlos entfällt, wenn es verboten war, an dem 
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fraglichen Tage eine Messe zu feiern. Allerdings ist zu sehen, dass insoweit nur liturgierechtliche Mess-
verbote im Blick waren, wie sie – nach dem Festkalender vor der vatikanischen Liturgiereform im Ge-
folge des Zweiten Vatikanischen Konzils – sich dann ergeben konnten, wenn das Fest Mariä Verkündi-
gung (25.03.) auf einen Karfreitag (bzw. nach der Reform der Liturgie der Karwoche unter Pius XII. in 
den 1950er Jahren ggf. auch auf einen Karsamstag) fiel.  

Dieses Argument ist indes mit Blick auf die Problematik der Pandemie-bedingten Gottesdienstbe-
schränkungen nicht wirklich stichhaltig: Denn hierdurch wurden nur – mit Blick auf die strikten Ver-
sammlungsbeschränkungen – öffentliche Eucharistiefeiern untersagt. Die Pfarrer hatten weiterhin die 
Möglichkeit, in faktisch privaten Eucharistiefeiern ihrer Applikationspflicht nachzukommen. In diesem 
Sinne wurde ja auch in den einschlägigen Dekreten des Bischofs von Würzburg darauf hingewiesen, 
dass die private Zelebration „in der gegenwärtigen Situation ein stellvertretender Vollzug“ sei (vgl. 
Dekret vom 16.03.2020, in: Abl. Würzburg 166 [2020] 88 f.).  

Eine Besonderheit ergab sich für das Bistum Würzburg im zurückliegenden Monat Mai nun allerdings 
daraus, dass per Dekret des Diözesanbischofs vom 28.04.2020 zwar ab dem 04.05.2020 wieder öffent-
liche Gottesdienste, und zwar auch und besonders an Sonntagen, gestattet wurden; die Feier der Eu-
charistie hiervon aber einstweilen ausdrücklich ausgenommen wurde – eine Rechtslage, die durch das 
Bischöfliche Dekret vom 15.05.2020 mittlerweile dahingehend abgeändert wurde, dass seit dem 
21.05.2020 auch wieder öffentliche Eucharistiefeiern gestattet sind, wenn auch nur unter den ein-
schlägigen Auflagen. Was galt in Sachen sonntäglicher Applikationspflicht der Pfarrer im Bistum Würz-
burg aber am fünften und sechsten Sonntag der diesjährigen Osterzeit (10.05. und 17.05.2020): War 
hier weiterhin – fiat iustitia, pereat mundus – c. 534 CIC als geltendes Recht anzusehen? Konnte und 
musste also von den Pfarrern des Bistums erwartet werden, dass sie neben jenem (Wort-)Gottes-
dienst, den sie inhaltlich und organisatorisch für ihr Pfarrvolk vorbereitet und mit ihm gefeiert haben, 
zusätzlich privat eine missa pro populo zelebrierten? Oder durften sich die betroffenen Pfarrer – an-
gesichts einer ausdrücklichen Nichtgestattung öffentlicher Eucharistiefeiern seitens ihres Bischofs – als 
immerhin rechtmäßig verhindert ansehen (mit der Folge, dass sie die Applikationspflicht gemäß c. 534 
§ 1 CIC an einen Dritten hätten delegieren können oder gemäß c. 534 § 3 CIC nach Wegfall des Hinde-
rungsgrundes die versäumten Messen für das Volk nachzuholen hätten)? Oder waren sie als von der 
Applikationspflicht vollständig befreit zu betrachten?  

Wie würden Sie entscheiden? 

Da dort, wo kein Kläger, auch kein Richter ist, mag eine abschließende Beantwortung dieser Frage 
einstweilen dahinstehen. Und sollte bei einem Pfarrer infolge der Lektüre dieses Beitrags womöglich 
ein schlechtes Gewissen anschlagen, ist das insofern kein größeres Drama, als ja die Möglichkeit be-
steht, etwaige Pandemie-bedingt unterlassene Zelebrationen pro populo in den kommenden Tagen 
und Wochen nachzuholen; wobei das logischerweise nur in werktäglichen Eucharistiefeiern möglich 
ist, für die nicht bereits Mess-Stipendien angenommen wurden.  

Und so sei der Blick abschließend von der Vergangenheit wieder auf die Gegenwart und Zukunft ge-
lenkt: Insoweit ist nämlich abschließend zu bemerken, dass in Sachen Applikationspflicht der Juni 2020 
ein relativ intensiver Monat ist. Denn zusätzlich zu den vier Sonntagen, die jeder Monat automatisch 
mit sich bringt, sind in Deutschland die Pfarrer auch am Pfingstmontag, der partikularrechtlich als Fei-
ertag festgelegt ist (vgl. dazu MKCIC–Ahlers, c. 534, Rz. 9) und am Fronleichnamsfest zur Applikation 
für das Volk verpflichtet.  

https://www.bistum-wuerzburg.de/fileadmin/Bistum/Dioezesanblatt/WDBl04-2020-04-20-S85-104.pdf
https://www.bistum-wuerzburg.de/fileadmin/Bistum/Coronavirus/2020-04-28_Dekret_Bischof.pdf
https://www.bistum-wuerzburg.de/fileadmin/Bistum/Coronavirus/2020-05-15_Dekret_des_Bischofs.pdf

